
Aktenzeichen:

■„■!„äää[äé I m _N a m e n d e 3 V o l k e 3

In Sachen
Verkündet

am 30. August 1960
o c c n o o o o o n c o c o o a o u o o o o

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

o n u o o o o o e o o o o a o o o o o o o o o

Klägerinnen und Revisionsbeklagte,

hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts in der
mündlichen Verhandlung vom 30° August 1960, an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr° N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n
.

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B a r t h und

Bundessozialrichter Dr° W e 1 t e r s b a c h

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 9. Januar 1958

Wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat den Klägerinnen die außerge-
bichtlichen Kosten zu erstatten„

Von Rechts wegen„
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G r ü n d e :

Die Klägerinnen sind die Witwe und die Tochter des verschol—

lenen und inzwischen für tot erklärten Georg Schz:;;:n

Der Verschollenewurde, nachdemer bereits im Juli 1940ein—
gezogen, dann aber aus gesundheitlichen Gründen wieder ent;

lassen werden war, im Juni 1941 erneut zur Wehrmacht (Landes-

_schützen) einberufen. Nach einer Schußverletzuhg in der Un—
.terkunft wurde er zunächst wegen Selbstverstümmelung angeklagt,

dann aber nach einer ärztlichen Untersuchung, die auch eine

‚ Epilepsie ergebenhatte, unter Zubilligung des5 51 Abs. 1
Strafgesetzbuch (StGB) freigesbrochen und am 19. Mai 1942 auf
Veranlassung der Wehrmacht in die Heilstätte Berlin—Wittenau

eingewiesen. Eine truppenärztliche Untersuchung hatte am lo°
September 1942 die Entlassung aus der Wehrmacht zur Folge°

Nachdem in der Heilstätte epileptische Anfälle nicht mehr be-

obachtet wurden, hielt die Anstaltsleitung eine weitere Unter—

bringung zum Zwecke der Behandlung nicht mehr für erforder-

lich, sondern allenfalls noch wegen einer angeblich kriminel—
' len Veranlagung. Am 14. Juni 1944 Wurde Schröder nach der

Anstalt Obrawalde verlegt. Die letzte Mitteilung von ihm

stammt von etwa Anfang Januar 1945, seitdem hat er sich nicht
mehr gemeldet; Nachforschungen über seinen Verbleib blieben

erfolglos°

Im September 1952 beantragten die Klägerinnen Hinterbliebenen—

rente. Der Antrag wurde durch Bescheid vom 20. Mai 1953

abgelehnt, weil nicht erwiesen sei, daß der Verschollene durch

Umstände den Tod gefunden habe, die einen zur Versorgung be-

rechtigenden Tatbestand erfüllten. Der Einspruch gegen diesen

Be$cheid blieb erfolglos. Auf die von den Klägerinnen vor

dem damaligen Versorgungsgericht (VersorgG.) Berlin erhobene

Klage hat das Sozialgericht (SG.) Berlin, auf das die Klage
inzwischen übergegängen war, den Beklagten durch Urteil vom

2. September 1955 zur Zahlung Von Witwen— und Waisénrehte

verurteilt: Den Umständen nach sei der Verstorbene nicht an
einer Epilepsie verstorben, sondern infolge von Gewaltmaß-
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nahmen verschollen. Wahrscheinlich sei er auf Veranlassung

deutscher Stellen umgebracht worden, so daß ein Fall des € 1

Abs. 2 Buchst. d des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) bezw.
der entsprechenden Vorschrift des Berliner Kriegsopferver-

sorgungsgesetzes (KVG) vorliege. Falls die Verschollenheit
aber auf Einwirkungen oder Gewalttaten russischer Truppen

beruhe, bestehe nach @ 5 Abs. 1 Buchst. a oder d BVG eben-

falls Anspruch auf Versorgung. Die Berufung des Beklagten

gegen diese Entscheidung hat das Landessozialgericht (LSG.)

Berlin durch Urteil vom 9. Januar 1958 zurückgewiesen: Der

Tod des Verschollenen sei die Folge einer Schädigung im Sinne

des © 1 KVG bezw. BVG. Es sei nicht nötig, daß unzweideutig

festgestellt werde, welche der in den Versorgungsgesetzen

enthaltenen Voraussetzungen vorliege, wenn sich ergebe, daß

alle außerhalb dieser Gesetze vorhandenen Todesmöglichkeiten

ausgeschlossen seien. Als außerhalb der versorgungsrechtli—

chen Tatbestände liegende Möglichkeiten komme ein Tod als

Folge der Epilepsie oder einer anderen Krankheit in Betracht;

beide Möglichkeiten lägen aber derartig außerhalb jeder Wahr—

' scheinlichkeit, daß sie bei vernünftiger Würdigung aller Um?

stände auszuschließen seien. Es könnten daher nur solche

Todesursachen in Erwägung gezogen werden, die sämtlich zur

Zahlung von Versorgungsbezügen verpflichteten° Am wahrschein-

lichsten sei, daß der Verschollene im Januar oder Februar 1945

von deutschen Stellen als Insasse der Heilanstalt umgebracht

worden sei. Dafür Sprachen sowohl die gerichtsbekannten Zei—

tungsschilderungen über das Schicksal der Insassen der Heil-

anstalt Obrawalde‚ als auch die ergebnislosen Suchanzeigen.

Es müsse angenommen werden, daß alle Insassen der Anstalt etwa

zu dieser Zeit umgebracht worden seien. Dies sei auf Grund von

Überlegungen geschehen, die im Zusammenhang mit der Frontnähe

gestanden hätten, sei es, daß man bei einem Rücktransport

eine Versperrung der Strassen befürchtet habe, oder sei es,

daß man die Anstaltsinsassen als "Elemente" angesehen habe,
deren die militärischen Maßnahmen störende Rettung sich nicht

lohne. Da die Kriegslage den Ausschlag gegeben habe, sei da-

rin eine Zwangsmaßnahme im Sinne des $ 1 Abs° 2 Buchst° d BVG

zu sehen.Die Anwendung dieser Vorschrift fordere nicht, daß
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die allgemeinen Auflösungserscheinungen mit einem militäri—

schen oder militärähnlichen Dienst des Betroffenen zusammen—

hängen. Selbst wenn man aber diese wahrscheinlichste Todes—

ursache ausschließe, könne der Tod nur die Folge von Kampf-

handlungen, von Einwirkungen auf der Flucht oder schädigenden

Vorgängen nach der Besetzbng gewesen sein; bei allen diesen

Möglichkeiten sei ebenfalls ein versorgungsrechtlicher Tat-

bestand erfüllt. Das LSG. hat die Revision zugelassen.

Gegen dieses ihm am 10. Februar 1958 zugestellte Urteil hat

der Beklagte mit einem am 28. Februar 1958 beim Bundessozial-

gericht (BSG.) eingegangenen Schriftsatz Revision eingelegt

und beantragt,

unter Abänderung der Urteile des LSG. und SG. die

Klage abzuweisen. - ‘

In der am 8. Mai 1958 beim BSG. eingegangenen Revisionsbe-

gründung rügt der Beklagte zunächst eine Verletzung der 5@ 105,
128 in Verbindung mit 155 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Die Entscheidung sei allein auf Vermutungen aufgebaut; sie

hätte nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast für die

Klägerinnen negativ ausfallen müssen, da es nach dem SGG keine

gesetzliche Beweisregel des Inhalts gebe, daß die anspruchs-

begründenden Tatsachen im Zweifel zu Gunsten des Versorgungs—

begehrenden
als

feststehend anzusehen seien. Ferner habe das

LSG. bei der Feststellung einer unmittelbaren Kriegseinwir—

kung als Todesursache die Wahrscheinlichkeit genügen lassen;

sie müsse aber erwiesen sein. Schließlich sei die Auslegung

des 5 1 Abs. 2 Buchst. d BVG zu weitgehend, sie stehe im

Widerspruch zu der Begründung zum Regierungsentwurf des BVG.

_die ausdrücklich auf solche Maßnahmenabstelle, die der Er—1
zwingung eines Einsatzes dienen sollten. In einem weiteren

nach Ablauf der Revisionsbegründungsfrist eingegangenen

Schriftsatz hat der Beklagte vor allem die Zulässigkeit einer

Alternativfeststellung — wie sie das LSG. getroffen habe —
bezweifelt.

Die Klägerinnen beantragen,

die Revision gegen das Urteil des LSG. Berlin

zurückzuweisen.
_ ._ 5 _
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Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs„ 1 Nr° 1
SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden

(@ 164 SGG); sie ist daher zulässig.

Die Revision ist aber nicht begründet.

Das LSG. hat die Rentenansprüche der Klägerinnen mit der Be-

gründung bejaht, als Todesursache könnten nur solche Möglichm

keiten in Erwägung gezogen werden, die sämtlich nach den Ver—

sorgungsgesetzen zur Zahlung von Rente an die Hinterbliebenen

verpflichteten° Gewisse andere Möglichkeiten lägen derart aus-

serhalb jeder Wahrscheinlichkeit, daß sie bei der Urteilsfin—

dung auszuschließen seien„ Das LSG° hat sodann von den mehrea

ren seiner Überzeugung nach allein in Frage kommenden Möglich—

keiten eine als die wahrscheinlichste bezeichnet°

Bei dieser Art der Feststellung handelt es sich um eine so-

genannte Wahl- oder Alternativfeststellung mit daraus folgen-

der Verurteilung aus wahlweisem Haftungsgrund. Der erkennende

Senat hatte, da es um die Frage geht, ob derartige Fest-

stellungen überhaupt die Grundlage einer Entscheidung bilden

können, unabhängig von einer Verfahrensrüge von Amts wegen

zunächst darüber zu befinden, ob eine derartige Wahlfeststelé

lung mit Verurteilung aus wahlweisem Haftungsgrund im sozial—

gerichtlichen Verfahren zulässig ist„ Der Senat hat die Zu—

lässigkeit grundsätzlich bejaht° Eine ausdrückliche gesetzli—

che Regelung hierfür fehlt, ebenso wie auf anderen Rechtsge—

bieten (nach Aufhebung des @2 b StGB), sowohl im sozialge-
richtlichen Verfahrens-als auch im Versorgungsrecht„ Daraus

kann jedoch noch nicht auf die Unzulässigkeit einer solchen

Feststellung geschlossen werden; es fehlt lediglich insoweit

an einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung (vgl° auch BGHSt„

1 S. 127; der BGH. kommt hier nach Aufhebung des 5 2 b StGB

zu dem gleichen Ergebnis, kann sich dabei allerdings auf die

Materialien zur StPO berufen). Wenn zur Überzeugung des Ge-

richts feststeht, daß ein Geschehensablauf vorgelegen hat,

der einen zur Versorgung berechtigenden Tatbestand des BVG er-
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füllt, kann eine Rente nicht allein deshalb versagt werdeh,weil
nicht mehr feststellbar ist, welcher von den mehreren allein

in Frage kommenden und sämtlich einen Tatbestand des BVG er—

füllenden Geschehensabläufen tatsächlich stattgefunden hat°

Gründe, die in einem solchen Falle grundsätzlich gegen die
Zulässigkeit einer Wahlfeststellung sprechen könnten, sind

nicht ersichtlich. Das von dem Beklagten angeführte Urteil

des BSG. vom 7, Juni 1956 in BSG. } S. 121 steht dem nicht

entgegen. Dieses Urteil hat die Frage grundsätzlich dahin-

gestellt sein lassen und die Zulässigkeit einer Alternativ—

feststellung — daß einer von zwei Versicherten der Erzeuger

sei — für den zur Entscheidung stehenden Fall aus dem Sinn

der Waisenrente heraus verneint. Auch der Hinweis des Be—

klagten auf das Urteil des BSG. in BSG° 2 S. 29 geht fehl,

Wenn dort ausgeführt ist, daß zur Begründung eines Versor-

gungsan3pruchs auf Grund unmittelbarer Kriegseinwirkung nicht

die Feststellung genüge, es habe eine unmittelbare Kriegsein—

wirkung vorgelegen, vielmehr müsse das Vorliegen einer der

im 5 5 BVG aufgeführten Tatbestände festgestellt werden, so

bezieht sich dies lediglich auf das Verhältnis von © 1

Abs, 2 Buchst° a BVG zu @ 5 Abs“ 1 BVG; das Urteil sagt aber

nichts über Alternativfeststellungen und eine daraus folgen—

de Alternativverurteilung aus einem dieser Tatbestände, Auch

der Bundesgerichtshof (BGH.) hat — neben der Zulässigkeit der
Wahlfeststellung im Strafrecht unter bestimmten, sich aus

den Besonderheiten dieses Rechtsgebietes ergebenden Ein—

schränkungen (BGHSt. a„a.0.) — eine Wahlfeststellung und Ver-
urteilung aus wahlweisem Haftungsgrund dann zugelassen, wenn

1. jede der auf Grund des teils festgestellten, teils unter—

stellten Sachverhalts angewandten Vorschriften die Klagean-

träge in vollem Umfange rechtfertigt und ferner 2° die Fest-

stellungen und die Unterstellungen gemeinsam alle im Einzel-

fall zur Beurteilung stehenden Fallgestaltungen umfassen

(BGHE. 14 S. 363; vgl. auch Sattelmacher, Bericht, Gutachten'

und Urteil, 20. Aufl. S. 169). Diese Voraussetzungen sind
auch im sozialgerichtlichen Verfahren - jedenfalls in Fällen

des Versorgungsrechts — zu fordern. Im übrigen müssen alle

zur Beurteilung herangezogencn Geschehensabläufe ein gewisses
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__7 -

Maß an Konkretisierung aufweisen, so daß ihre Subsumtion

unter einen gesetzlichen Tatbestand möglich ist. Es genügt

nicht, einen konkreten Sachverhalt überhaupt nicht festzu-

stellen oder zu unterstellen. Wie weit die Konkretisierung

gehen muß, läßt sich jedoch immer nur für den Einzelfall

entscheiden.

Die vom LSG. im vorliegenden Falle getroffenen Feststellungen

genügen diesen Anforderungen. Das Gericht hat die nach seiner

Überzeugung allein in Frage kommenden Möglichkeiten im ein—

zelnen aufgeführt. Allerdings decken und erschöpfen sich die

Feststellungen hinsichtlich der nach seiner Auffassung

weniger wahrscheinlichen Möglichkeiten in ihrem Wortlaut im

wesentlichen mit dem Wortlaut der in € 5 Abs. 1 Buchst. a,

c und d BVG normierten Tatbestände. Insoweit könnte es hier

an einer genügenden Substantiierung fehlen. Dabei ist aber

zu beachten, daß diese gesetzlichen Tatbestände ihrerseits

schon eine Konkretisierung des Begriffs der "unmittelbaren

Kriegseinwirkung" im 5 1 Abs° 2 Buchst. a BVG darstellen°

Wenn das LSG. den Tod des Verschollenen als Folge von Kampf—

handlungen, von Einwirkungen auf der Flucht oder als Folge

schädigender Vorgänge bei der Besetzung bezeichnet, so be-

zieht es sich damit auf die dem Gericht aus Zeitungsschil—

derungen bekannten Vorgänge unmittelbar vor, während und

nach dem Einrücken der russischen Truppen und damit auf ein

zwar komplexes, aber örtlich und zeitlich eng begrenztes Ge—

schehen. Das LSG. ist damit in voller Ausschöpfung der ihm

in der Beweiswürdigung zuk0mmenden Freiheit zwar bis an die

Grenzen dessen gegangen, was von tatsächlichen Feststellungen

an Bestimmtheit gefordert werden muß. Es hat jedoch diese

Grenze, die bei aller Würdigung der in Versorgungssachen oft—

mals schwierigen Beweisverhältnisse dort liegt, wo man nicht

mehr von der Subsumtion eines "Sachverhalts" unter Rechts—

normen sprechen kann, und wo das Gericht somit seine Aufgabe,

Recht anzuwenden, nicht mehr erfüllen kann, nicht über-

schritten.

Der somit grundsätzlich als Urteilsgrundlage geeignete, alter—

nativ festgestellte Sachverhalt ist auch für das Revisions-
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gericht bindend, da die von der Revision gegen diese Feste

stellungen erhobenen Rügen nicht durchgreifen. Die Revision

rügt zunächst, daß das LSG. bei seinen Feststellungen die

"Wahrscheinlichkeit" habe genügen lassen, daß aber — abgesehen

von der Frage des ursächlichen Zusammenhangs zwischen einer

Schädigung und einer Gesundheitsstörung (@ 1 Abs. 3 BVG) —
alle Voraussetzungen des Versorgungsanspruchs voll erwiesen

sein müßten. Diese Rüge — es kann dahingestellt bleiben, ob

sie eine Verfahrensrüge oder eine Rüge materiell—rechtlicher

Art ist - greift schon deshalb nicht durch, weil das LSG.

den Maßstab der "Wahrscheinlichkeit" lediglich für das Ver-
hältnis der einzelnen Alternativen zueinander verwendet hat,

nicht aber für die Feststellung, daß eine dieser Alternatie

ven voriiege. Denn es liegt im Wesen der Alternativfest-

stellung und macht diese dadurch noch nicht - wie die Revi-

sion meint — unzulässig, daß die Gewissheit im Sinne einer an

Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit sich nur darauf be—

ziehen kann, daß eine von den verschiedenen Möglichkeiten
real geworden ist. Dieser Überzeugung hat das LSG. hinreichend

klar Ausdruck gegeben, wenn es ausführt, daß bestimmte Mög—

lichkeiten ausgeschlossen seien und nur solche in‘Erwägung

gezogen werden könnten, die sämtlich zur Zahlung von Hinn

terbliebenenrente verpflichteten und daß, selbst wenn man
die wahrscheinlichste Ursache - Tötung durch deutsche Stel—

len — ausschließe, der Tod nur die Folge bestimmter anderer

Geschehensabläufe seinkönne° Aus den weiteren Ausführungen

der Revision ist nicht ersichtlich, worin, abgesehen von

der vorstehend erörterten Rüge, eine Verletzung des @ lo}
SGG erblickt wird° Schließlich hält die Revision die Beweis-

würdigung des Berufungsgerichts (@ 128 SGG) deshalb für
fehlerhaft, weil das LSG. die VersorgungsanSprüche der

Klägerinnen bejaht hat, obwohl es keinen Sachverhalt habe

feststellen können, der einen Versorgungsanspruch bégründe;

es habe lediglich einige Todesmöglichkeiten ausgeschlossen.

Auch diese Rüge greift nicht durch° Einmal hat das LSG°

nicht nur
einige Todesmöglichkeiten ausgeschlossen, sondern

es hat auch positiv andere Todesmöglichkeiten in der Weise
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festgestellt, daß eine von ihnen vorgelegen haben müsgg. Es

ist ferner nicht ersichtlich, inwiefern das Berufungsgericht,

wie die Revision meint, seine Feststellungen auf eine gesetz—

liche Beweisregel des Inhalts gegründet haben soll, daß die

anspruchsbegründenden Tatsachen im Zweifel zu Gunsten desjenigen,

der einen Versorgungsanspruch geltend mache, als feststehend

anzusehen seien. Das Berufungsgericht stützt sich auch nicht

lediglich auf Vermutungen. Es hat auf die (für das LSG„) ge;
richtsbekannten, bald nach dem Zusammenbruch in Berliner

Zeitungen gegebenen Schilderungen über das Schicksal der An—

staltsinsassen hingewiesen und von diesem allgemeinen Schick-

sal auf das Schicksal des Verschollenen geschlossen° Auch

damit ist es im Rahmen seiner Freiheit bei der Überzeugungs—

bildung geblieben (vgl„ die nicht veröffentlichten Urteile

vom 9.6.1959 - 8 RV 855/57 und 8 RV 1265/57 —‚ in denen der

erkennende Senat in Fällen, in denen über das Schicksal von
verschollenen Angehörigen einer bestimmten Volksgruppe un—

mittelbar nichts in Erfahrung zu bringen war, daraufhingewie—

sen hat, daß unter Umständen aus dem Schicksal der Volksgruppe

in ihrer Gesamtheit auf das Schicksal einzelner Angehöriger

Schlüsse gezogen werden können). Die Feststellungen des LSG°

sind ein Beispiel für die weitgehende Freiheit der Tatsachen-

instanzen bei der Feststellung des Sachverhalts° Auch der

Hinweis der Revision auf die Rechtsprechung des BSG, zu dem

Grundsatz der objektiven Beweislast (vglo BSG, 6 S, To).geht

fehl, denn in dem dort entschiedenen Fall war das Berufungs-

gericht im Gegensatz zum vorliegenden Fall zu der Überzeugung

gekommen, daß eine erforderliche Feststellung - die des ur—

sächlichen Zusammenhangs —g}gh£_getroffen werden könne°

Da
somit

weder ein von Amts wegen zu beachtender Mangel vor—

liegt noch eine der von der Revision erhobenen Rügen durch—

greift, sind die
vom LSG° getroffenen Feststellungen für das

‚
BSG, bindend und der materiell-rechtlichen Überprüfung zu-

grunde zu legen°

Eine materiell—rechtliche Überprüfung kann allerdings nicht

erfolgen, soweit das LSG. über die Ansprüche nach dem KVG ent—
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schieden hat. Dieses Gesetz einschließlich der zu ihm ergange—

nen Verordnungen ist als Landesrecht irrevisibel (BSG. 2

S. 106, 7 S. 35 1537), so daß die Revision insoweit schon aus
diesem Grunde nicht begründet ist. Aber auch soweit die sach-

lich—rechtliche Überprüfung erfolgen kann, gibt sie dem er—
kennenden Senat keinen Anlaß zur Beanstandung. Nach Ansicht

der Revision hat das LSG. bei der seiner Überzeugung nach

wahrscheinlichsten Alternative den Tatbestand des 5 1 Abs. 2
Buchst. d BVG zu Unrecht als erfüllt angesehen. Die Auslegung

dieser Vorschrift durch das Berufungsgericht begegnet aber

keinen Bedenken. Das LSG. hat ausgeführt, man habe den Ver-

schollenen und die übrigen Insassen der Anstalt von deut—

scher Seite umgebracht, weil man entweder bei ihrem Rücktrans-

port eine Versperrung der Strassen befürchtete oder aber sie

als "Elemente" angesehen habe, deren die militärischen Maß»

nahmen störende Rettung sich nicht lohne. Es handele sich

deshalb um eine Zwangsmaßnahme, die mit den allgemeinen Auf—

lösungserscheinungen zusammenhänge und als offensichtliches

Unrecht anzusehen sei. Auch die Revision wendet sich nicht

dagegen, daß das LSG. die Tötung als eine mit den allgemeinen

Auflösungserscheinungen zusammenhängende Zwangsmaßnahme an»

gesehen hat; sie meint aber, 5 1 Abs. 2 Buchst. d BVG erfasse

nur solche mit den allgemeinen Auflösungserscheinungen zu°
sammenhängende Zwangsmaßnahmen, die dazu gedient hätten. die

Erfüllung eines Einsatzes zu erzwingen, der den Umständen

nach nicht mehr habe erwartet werden können. Diese einschrän—

kende Auslegung findet im Gesetz keine Stütze‚ auch nicht

— wie die Revision meint - in der Begründung zum Regierungs-

entwurf des BVG. Dort heißt es lediglich, daß "insbesondere"
Schädigungen erfaßt werden sollen, die in der letzten Phase

des Krieges durch das Vorgehen deutscher Wehrmachts—‚ Partei—

und zivilen Dienststellen oder von Einzelpersonen entstanden

sind, um die Erfüllung eines Einsatzes zu erzwingen, obwohl

der verlangte Dienst den Umständen nach nicht mehr erwartet

werden konnte (vgl° Begründung zum Regierungsentwurf des

BVG. Teil B zu 5 l). Die Begründung hebt also lediglich eine
Fallgruppe besonders hervor, ohne damit andere auszuschließen.

Daß die Tötung auch ein offensichtliches Unrecht war, bedarf

keiner weiteren Begründung.

„ 11 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 -

Schließlich begegnet auch die Anwendung der Buchstaben a,

c und d des 5 5 Abs° 1 BVG auf die übrigen Alternativ—

feststellungen keinen Bedenken.

Die Revision ist somit unbegründet; sie war deshalb zurück—

zuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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